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ZUSAMMENFASSUNG 

Mit dem Amtsantritt der Ampelkoalition bestehend aus SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP Ende 2021 ver-
banden sich in weiten Teilen der Gesellschaft positive Erwartungen an einen progressiven Kurswechsel in der 
deutschen Migrationspolitik. Nach 16 Jahren unionsgeführter Bundesregierungen, in denen zentrale Reformen 
vielfach vertagt oder nur schrittweise umgesetzt wurden, trat eine selbsternannte Fortschrittskoalition an. Ihr 
Anspruch war es, bestehende Hemmnisse zu überwinden und migrationspolitisch einem modernen Einwan-
derungsland gerecht zu werden. Genährt wurde der gesellschaftliche Optimismus nicht zuletzt durch Verspre-
chungen einer grundlegenden migrations- und integrationspolitischen Wende.

Das vorliegende Policy Paper zeigt anhand drei symbolträchtiger Fallbeispiele, dass die Migrationspolitik der 
Ampelkoalition zwar progressive Impulse setzen konnte, insgesamt aber den hohen Anforderungen nicht  
genügte. Betrachtet werden die Reform des Staatsangehörigkeitsrechts, die Weiterentwicklung des Fachkräfte
einwanderungsgesetzes sowie europäische und unilaterale Maßnahmen in Bezug auf das Thema Flucht. Der 
Beitrag umreißt ein zentrales politisches Spannungsfeld, in dem Reformwille, politische Umsetzbarkeit und 
zukünftige Tragfähigkeit in enger Wechselwirkung stehen.
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Ein migrationspolitischer Neuanfang?

Die Bundestagswahl 2021 markierte zunächst einen Abschluss: Ohne den Wiederantritt von Angela Merkel 
kamen 16 Jahre unionsgeführter Bundesregierungen zum Ende. Dagegen startete die selbsternannte Fort-
schrittskoalition aus SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP mit dem Anspruch, den in dieser Zeit entstandenen 
Reformstau abzuarbeiten. Im Wahlkampf, zwischen der dritten und vierten Pandemiewelle, standen Gesund-
heits- und Wirtschaftsthemen im Vordergrund, während die migrationskritische Mobilisierung der AfD mit 
deren Abschneiden als nur fünfstärkste Kraft überwunden schien. Zu dieser Zeit gab es die Vollinvasion in die 
Ukraine und die damit verbundene Fluchtbewegung noch nicht, auch der Remigrationsskandal von Potsdam 
stand erst noch bevor. Damals formulierte die Ampelregierung ihre migrations- und integrationspolitischen 
Ziele so:

�Integration, Migration, Flucht: Wir wollen einen Neuanfang in der Migrations- und Integrations-
politik gestalten, der einem modernen Einwanderungsland gerecht wird. Dafür brauchen wir einen 
Paradigmenwechsel: Mit einer aktiven und ordnenden Politik wollen wir Migration vorausschau-
end und realistisch gestalten.1

Dies schien mit Blick auf die beteiligten Fraktionen ein glaubwürdiges Versprechen: So hatten die SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen bereits in der Vergangenheit zentrale Modernisierungsschritte im Feld initiiert. Dazu 
zählten die Einberufung der „Süssmuth-Kommission“ (2001) und die damit einhergehende Anerkennung der 
deutschen Einwanderungsgesellschaft, die Reform des Staatsangehörigkeitsrechts (1999/2000) sowie das am 
1. Januar 2005 in Kraft getretene Zuwanderungsgesetz. Ebenso hatte sich die FDP wiederholt offen für libe-
ralisierende Maßnahmen bei Staatsangehörigkeit und Arbeitsmigration gezeigt. Vor diesem Hintergrund ließ 
sich erwarten, dass die Ampel ihre programmatischen Vorhaben nicht nur ankündigen, sondern auch umset-
zen werde.

Nach dem vorzeitigen Scheitern der Regierung im November 2024 und der Rückkehr einer konservativ ge-
führten Politik des Status quo ante stellt sich die Frage, ob und inwiefern die „Fortschrittskoalition“ ihr Gele-
genheitsfenster genutzt hat. Wie viel „Neuanfang“ und „Paradigmenwechsel“ in der Migrationspolitik blieb 
als Bilanz? Auf dem Papier finden sich dabei diverse Regierungsinitiativen: Sie beschäftigen sich mit Fragen 
um Zugehörigkeit und den Bedingungen von Einwanderung, außerdem war der Themenkomplex Flucht allge-
genwärtig. Um den Einfluss der Reformbemühungen zu verstehen, hilft es, innerhalb der jeweiligen Themen-
felder auch auf die Pfadabhängigkeiten zu blicken. So lässt sich besser nachvollziehen, welche migrationspoli-
tischen Maßnahmen der Ampel so weit getragen haben, dass auch die schwarz-rote Koalition sie aufgegriffen 
hat – oder eben nicht.

Politikfelder eines modernen Einwanderungslandes: Zugehörigkeit,  
Arbeitsmarkt, Flüchtlingsschutz

Grundsätzlich lassen sich migrationsbezogene Maßnahmen nur schwer von anderen Themenbereichen ab-
grenzen: Da zu migrantischen Communitys in Deutschland auch deutsche Staatsangehörige gehören und 
Migration sämtliche Bereiche der Einwanderungsgesellschaft durchdringt, betreffen politische Prozesse und 

1	� SPD, Bündnis 90/Die Grünen & FDP 2021: Mehr Fortschritt wagen: Bündnis für Freiheit, Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit. Koalitionsvertrag 
2021–2025. Berlin: SPD, Bündnis 90/Die Grünen & FDP. S. 110.
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Maßnahmen nicht notwendigerweise Personen mit unmittelbarer Migrationserfahrung. Dagegen orientieren 
sich die untersuchten Maßnahmen an den expliziten Zielgruppen, welche in den jeweiligen politischen  
Aushandlungsprozessen benannt werden. Diese definieren sich maßgeblich über die Kategorien von Staats-
angehörigkeits- und Aufenthaltsrecht. 

Daher wurde die Auswahl der für diesen Beitrag untersuchten Reformen anhand von zwei Kriterien getroffen: 
Erstens beschränkt sich diese Analyse auf Maßnahmen, welche explizit Migrant*innen oder migrantische 
Communitys als Zielgruppe adressieren und Menschen ohne deutsche Staatsbürgerschaft betreffen. Zweitens 
wurden Reformen so ausgewählt, dass auch historische Pfadabhängigkeiten, Kontinuitäten und Brüche eine 
unmittelbare Rolle für ihren Impact spielen.

Dabei richtet sich der Blick nicht allein auf nationale Gesetzgebungsvorhaben, sondern auch auf die zuneh-
mend wegweisende europäische Ebene. In den vergangenen Jahrzehnten lässt sich ein deutlicher Bedeu-
tungszuwachs europäischer Steuerungslogiken beobachten, welche den migrationspolitischen Handlungs-
spielraum nationaler Regierungen mehr und mehr prägen.

Die ausgewählten Fallbeispiele stehen jeweils exemplarisch für zentrale Themenfelder der Migrationspolitik: 
Fragen der Zugehörigkeit, arbeitsmarktbasierte Einwanderung sowie Asylmigration. Sie betreffen dabei un-
terschiedliche Kategorien von Migrant*innen – von seit Generationen hier ansässigen Menschen über neu 
zugewanderte Fachkräfte bis hin zu Schutzsuchenden – und ermöglichen so eine differenzierte Analyse der 
migrationspolitischen Ausrichtung entlang verschiedener Regulierungslogiken und Handlungsperspektiven. 
Konkret werden im Folgenden drei politische Maßnahmen analysiert:

1.	 Die Modernisierung des Staatsangehörigkeitsrechts als Kernversprechen der Regierungsparteien, 
um migrantischen Gruppen eine gleichberechtigte Teilhabe zu ermöglichen. 

2.	 Die Weiterentwicklung des Fachkräfteeinwanderungsgesetzes, um der Notwendigkeit von qualifi-
zierter Migration zur Aufrechterhaltung des Wohlstandes in Deutschland Rechnung zu tragen.

3.	 Die europäischen und nationalen Maßnahmen zur Grenzsicherung gegen Fluchtmigration, die im 
politischen und öffentlichen Diskurs zu Migration einen deutlichen restriktiven Konsens finden.

Obwohl diese Fälle unterschiedlich stark im öffentlichen Diskurs präsent waren, markieren sie zentrale Wei-
chenstellungen im migrationspolitischen Handeln der Ampelregierung. Sie veranschaulichen zugleich die Am-
bivalenz einer Politik, die sich programmatisch dem Fortschritt verschrieben hatte, in der praktischen Umset-
zung jedoch zwischen liberalen Ansätzen und restriktiven Steuerungselementen schwankte. Wenngleich sich 
der angekündigte Paradigmenwechsel im vergangenen Regierungshandeln nicht finden lässt, lohnt es sich, 
den Policy-Wandel unter den Gesichtspunkten historischer Pfadabhängigkeiten zu betrachten, um im Ausblick 
deren Stabilität unter den Folgeregierungen zu evaluieren. 
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1. Gesetz zur Modernisierung des Staatsangehörigkeitsrechts (2024)

Bereits vor der Konstituierung der Ampelkoalition hatten alle drei späteren Partner – SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen und FDP – das Staatsangehörigkeitsrecht als zentrales Wahlkampfthema aufgenommen und plädier-
ten unabhängig voneinander für ein „modernes“ Einbürgerungsrecht, das die Realität einer pluralen Einwan-
derungsgesellschaft abbilde. Diese programmatische Grundhaltung knüpfte nicht nur an langjährige Forde-
rungen migrantischer Organisationen an2, sondern setzte auch frühere Reformimpulse fort, insbesondere der 
Staatsangehörigkeitsreform von 1999 unter der ersten rot-grünen Bundesregierung.

Das im Januar 2000 in Kraft getretene Staatsangehörigkeitsgesetz ergänzte das bisherige rein ethnische  
Abstammungsprinzip durch ein Geburtsortsprinzip, wodurch Kinder, die in Deutschland geboren wurden,  
automatisch die deutsche Staatsangehörigkeit erhielten. Dies ebnete für Generationen von in Deutschland 
geborenen und dauerhaft ansässigen Personen einen Weg in die Staatsbürgerschaft und bildete die Grundlage 
für ihre politischen Beteiligungsrechte. 

Gleichzeitig blieb Reformbedarf bestehen, vor allem aufgrund der weiterhin restriktiven Regelungen zur 
doppelten Staatsangehörigkeit und der 1999 geschaffenen Optionspflicht. Diese verpflichtet in Deutschland 
geborene Kinder ausländischer Eltern bei Erreichen der Volljährigkeit dazu, sich zwischen der deutschen oder 
elterlichen Staatsangehörigkeit zu entscheiden. 

Während die Staatsangehörigkeitsreform von 1999 den Prozess der Einbürgerung für bereits in Deutschland 
ansässige Menschen ungemein erleichtert hatte, befasste sich das Modernisierungsgesetz von 2024 mit den  
Hürden der Einbürgerung für Personen mit unmittelbarer Migrationserfahrung. Schon in den 1990er Jahren 
unterstellte der US-Soziologe Rogers Brubaker der deutschen Gesellschaft eine fehlende Kultur der Einbür-
gerung.3 Noch im Jahr 2022 blieben die Einbürgerungsraten in Deutschland im europäischen Vergleich tat-
sächlich hinter anderen Ländern zurück.4 Zentrale Maßnahmen des Modernisierungsgesetzes waren dabei 
die grundsätzliche Erlaubnis von Mehrstaatigkeit und entgegenkommende Kriterien in der Einbürgerung. Die 
Schaffung von Integrationsanreizen unterlag dennoch weiterhin den Vorstellungen einer „deutschen Leitkul-
tur“. Zugleich ließen auch die neuen politischen Rahmenbedingungen die zugrundeliegende Vorstellung po-
tenzieller Demokratieunfähigkeit bei neu Zugewanderten durchblicken.

Durch die generalisierte Mehrstaatigkeit vollzog die Bundesregierung in eigenen Worten „einen langen [sic] 
überfälligen Paradigmenwechsel“5. Die deutsche Staatsangehörigkeit wird demnach nicht länger als inkompa-
tibel mit weiteren Herkunftsbezügen betrachtet und erkennt dabei die Lebensrealität pluraler Identitäten der 
in Deutschland ansässigen Bevölkerung an. Die reguläre Mehrstaatigkeit hatte bis dahin nur Zugewanderten 
aus anderen EU-Staaten und der Schweiz bzw. nur jungen Menschen bis zum vollendeten 18. Lebensjahr 
zugestanden (die dann der Optionspflicht folgen mussten). Mit der Reform von 2024 wurde Mehrstaatigkeit 
uneingeschränkt allen Bürger*innen zugänglich gemacht.6 

2	� Söylemez, Seçkin und Dirk Halm 2023: Verbandliche Interessenvertretung und Kooperationspotenziale auf dem migrantischen 
Organisationsfeld in NRW. Nomos, Baden-Baden. doi: 10.5771/9783748918738

3	 Brubaker, Rogers 1992: Citizenship and Nationhood in France and Germany. Harvard University Press, Cambridge.

4	� Bundesregierung 2024: Schnellere Einbürgerungen unter strengeren Voraussetzungen.  
https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/modernisierung-staatsangehoerigkeitsrecht-2215610 

5	 Ebd.

6	� Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestags 2024: Kurzinformation: Zur Mehrstaatigkeit in Deutschland (WD 3 - 3000 - 012/24). 
Deutscher Bundestag, Berlin. https://www.bundestag.de/resource/blob/993958/d89891b081bc5c21a191417e896c1bf8/WD-3-012-24-pdf.pdf
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Weitere Anpassungen betreffen die Kriterien für den Antrag auf Einbürgerung. So wurde die bisherige Vorlauf
zeit von acht Jahren auf fünf Jahre reduziert, welche unter Sonderbedingungen „guter Integration“ weiter 
auf drei Jahre verkürzt werden konnte. Diese Integrationsleistungen umfassen ehrenamtliches Engagement, 
gute Sprachkenntnisse oder sehr gute Leistung in Bildung oder Beruf. Ehemalige Gastarbeiter*innen erhalten 
darüber hinaus zusätzliche Anerkennung im Einbürgerungsprozess: Auf den Einbürgerungstest wird nun ver-
zichtet, die Sprachkenntnisse werden nur noch mündlich erfasst. 

Gleichzeitig wurden mit dem Gesetz die Anforderungen an das demokratische Bekenntnis verschärft. Als Kriteri-
en für eine Einbürgerung gelten fortan die Ablehnung antisemitischer, rassistischer oder verfassungsfeindlicher 
Positionen sowie die Gleichstellung von Mann und Frau. Diese Kriterien sind als Teil eines liberalen Demokratie
verständnisses zu verorten. Werden sie jedoch allein im Einbürgerungsrecht angewendet, replizieren sie ein 
überholtes Narrativ um demokratische Unfähigkeiten unter Zugewanderten.

Fachgremien wie der Sachverständigenrat für Integration und Migration (SVR) begrüßten die Reform grund-
sätzlich, wiesen aber darauf hin, dass strukturelle Hürden für die Umsetzung der neuen Regelung fortbeste-
hen.7 Obwohl Personen schneller für einen nun aufwändigeren Einbürgerungsprozess qualifiziert werden, 
gibt es in den kommunalen Ausländerbehörden weiterhin Kapazitätsengpässe und Bearbeitungsrückstände, 
welche die Einbürgerungsverfahren verzögern. Damit bleibt unsicher, ob das Modernisierungsgesetz über die 
ermöglichte Mehrstaatigkeit hinaus mittel- und langfristig tatsächlich zu einem Trendwechsel in den Einbür-
gerungszahlen führen wird. 

Die Langlebigkeit der Reform lässt sich noch nicht beurteilen. Ein Teil der Maßnahmen zur Staatsangehörig-
keitsmodernisierung wurde 2025 durch die schwarz-rote Koalitionsregierung bereits zurückgenommen: die 
Anrechnung guter Integrationsleistungen für eine verkürzte Einbürgerung nach drei Jahren ist nicht länger 
möglich. Es bestehe, so ausgerechnet die widersprüchliche Begründung, eine unzureichende Integration für 
den Staatsangehörigkeitserwerb. Die mögliche verkürzte Einbürgerungsfrist von fünf Jahren sowie die grund-
sätzliche Zulassung von Mehrstaatigkeit ließ die Regierung Merz dagegen unberührt. 

2. Gesetz zur Weiterentwicklung der Fachkräfteeinwanderung (2023)

Der strukturelle Fachkräftemangel stellt eine zentrale Herausforderung für den deutschen Arbeitsmarkt dar. 
Bedingt durch den demografischen Wandel, der die Zahl potenzieller Erwerbspersonen langfristig verringert, 
und durch den Umstand, dass immer weniger junge Menschen eine Berufsausbildung aufnehmen, fehlen 
insbesondere in den Bereichen Pflege, Handwerk sowie in technischen und digitalen Berufsfeldern qualifi-
zierte Arbeitskräfte. Nach Angaben des Bundesministeriums des Innern belief sich die Zahl der unbesetzten 
Stellen 2022 bereits auf rund zwei Millionen8, davon über 236.000 in handwerklichen Berufen.9 In Reaktion 
darauf legte die Ampelkoalition eine umfassende Fachkräftestrategie mit folgenden Zielen vor: Stärkung von 
Aus- und Weiterbildung, Erhöhung der Erwerbsbeteiligung und Verbesserung der Arbeitskultur sowie als er-
gänzendes Instrument die gezielte Einwanderung von Fachkräften.

7	� Sachverständigenrat für Integration und Migration 2024: Wichtige Ansätze und offene Fragen: SVR zu Staatsangehörigkeitsreform. https://
www.svr-migration.de/wp-content/uploads/2024/01/SVR-Pressestatement_Reform-des-Staatsangehoerigkeitsrechts.pdf

8	� BMI 2023: Kabinett beschließt neues Fachkräfteeinwanderungsgesetz. https://www.bmas.de/DE/Service/Presse/Pressemitteilungen/2023/
kabinett-beschliesst-neues-fachkraefteeinwanderungsgesetz.html (zugegriffen 22. Juli 2025)

9	� KOFA 2023: KOFA Kompakt 5/2023. https://www.kofa.de/daten-und-fakten/studien/fachkraeftemangel-und-ausbildung-im-
handwerk-2023/ 
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Dabei teilt sich Deutschland einen Großteil der Handlungskompetenz zur Arbeitsmarktmigration mit der  
Europäischen Union. Denn innereuropäische Arbeitsmigration unterliegt der Arbeitnehmerfreizügigkeit der 
EU und genießt damit einen uneingeschränkten Zugang zum deutschen Arbeitsmarkt. Seit den EU-Osterwei
terungen ab 2004 stellen Personen aus EU-Mitgliedstaaten einen Großteil der Arbeitsmigration nach Deutsch-
land. Dabei erweist sich die Europäische Union über ihre Richtlinienkompetenz als treibende Kraft für die  
Liberalisierung des internationalen Arbeitsmarktzugangs. Das manifestiert sich bereits im Zuwanderungs
gesetz der rot-grünen Bundesregierung von 2004, das einen grundlegenden Wandel deutscher Migrations- 
politik markiert. Das Gesetz regulierte einerseits die Ebene der Unionsangehörigen unter der EU-Arbeit-
nehmerfreizügigkeit und andererseits die Ebene der verbleibenden Personen als sogenannte Drittstaaten
angehörige unter dem Aufenthaltsgesetz. Da die Bundesregierung ohne europäische Rücksprachen nur den 
Arbeitsmarktzugang dieser Drittstaatenangehörige regulieren kann, beschränkt sich das weiterentwickelte 
Fachkräfteeinwanderungsgesetz von 2023 allein auf diese zweite Gruppe. 

Dieses baut inhaltlich auf dem ersten Fachkräfteeinwanderungsgesetz auf, das 2019 von der Großen Koalition 
verabschiedet worden war. Es führte erstmals den Begriff der „Fachkräfte“ für Personen mit inländischen oder 
als gleichwertig anerkannten Berufs- oder Hochschulabschlüssen ein. Im Gegensatz zum Vorgehen bei der 
sogenannten Gastarbeiter-Migration der 1950er und 1960er Jahre, als vorwiegend geringqualifizierte Men-
schen nach Deutschland kamen, machte das neue Gesetz nun qualifizierte Abschlüsse zum zentralen Steue-
rungselement bei der Zuwanderung. 

Zentrale Merkmale des Fachkräfteeinwanderungsgesetzes von 2023 sind ein einkommensgebundener  
Verzicht auf eine Gleichwertigkeitsprüfung der qualifizierenden Abschlüsse für die Erteilung einer Aufent-
haltserlaubnis sowie die groß angekündigte Chancenkarte nach „internationalem Vorbild“10. Beide Kompo-
nenten sollen den Zugang zum deutschen Arbeitsmarkt vereinfachen, aber halten in ihrer Ausgestaltung an 
einschränkenden Grundannahmen fest. Dadurch können sie nicht die angestrebte Öffnung erreichen und 
verharren im restriktiven Einwanderungsregime. 

So blieb die Anerkennung von Bildungsabschlüssen weiter schwierig und langwierig und gilt als eine der Ursa-
chen für die geringe Fachkräfteeinwanderung nach Deutschland. Eine Fachkraft mit fester Arbeitsplatzzusage 
durchläuft einen langandauernden Prozess, bis eine Aufenthaltserlaubnis und damit die Einreise möglich 
wird. Die vorgeschlagene Aussetzung dieser hinderlichen Gleichwertigkeitsprüfung des Abschlusses würde 
zwar eine direkte Einreise und damit den Arbeitsantritt ermöglichen. Jedoch wurde das Mindesteinkommen 
für die Aussetzung so hoch angesetzt, dass ein Großteil der Fachkräfte durch ihr Einstiegsgehalt von der Rege-
lung ausgeschlossen ist. 

Die „Chancenkarte“ führte in Deutschland ein Punktesystem nach internationalem Vorbild ein, um die Ein-
wanderung attraktiver zu gestalten.11 Allerdings ermöglicht ein solches Punktesystem in anderen Ländern 
meist einen längerfristigen Aufenthalt und eine Arbeitserlaubnis. Dagegen bietet das deutsche System nur 
einen einjährigen Aufenthalt zur Arbeitssuche. Somit versandet der Effekt des Punktesystems an der inkonse-
quenten Anwendung des Modells. 

10	� Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 2023: Zum Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Weiterentwicklung der 
Fachkräfteeinwanderung. Stellungnahme des IAB zur öffentlichen Anhörung im Ausschuss für Inneres und Heimat des Deutschen 
Bundestags am 22.5.2023, Berlin.

11	� Vgl. auch Engler, Marcus und Pau Palop-García 2025: Ein Jahr Chancenkarte: Erste Bilanz des deutschen Punktesystems für 
Fachkräfteeinwanderung. DeZIM Policy Briefs 5. Deutsches Zentrum für Integrations- und Migrationsforschung (DeZIM), Berlin. 
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Weitere Maßnahmen wie die Ausweitung des Westbalkankontingents für nachweisfreie Einwanderung bauen 
auf den bestehenden Instrumenten auf und justieren diese lediglich nach. Hürden in der Umsetzung durch 
überlastete Auslandsvertretungen, lange Wartezeiten und administrative Engpässe in Ausländerbehörden 
bleiben weiter unberücksichtigt. Obwohl die Gesetzesänderung nicht zwingend die Bedingungen der Fach-
kräfteeinwanderung verbessert hat, erfüllte sie zumindest notwendige EU-Vorgaben, etwa zur EU Blue Card.

Im Ergebnis weicht die Weiterentwicklung des Fachkräfteeinwanderungsgesetzes nur wenig vom etablierten 
Konsens der von CDU/CSU und SPD geführten Vorgängerregierungen ab. Eine inhaltlich weitreichende Reform, 
vergleichbar mit dem Zuwanderungsgesetz von 2004, blieb aus. Entgegen der angekündigten Migrationswen-
de der Merz-Regierung blieb das weiterentwickelte Fachkräfteeinwanderungsgesetz größtenteils unberührt, 
da es lediglich Konsensmaßnahmen nachjustierte. Insgesamt zeigt sich, dass sich die Gestaltungskompetenz in 
der Fachkräfteeinwanderung zunehmend auf die europäische Ebene verlagert, während nationale Gesetzes
änderungen reaktiv und inkonsequent gegenüber ihrer liberalen Zielsetzung bleiben.

3. Europäische und unilaterale Maßnahmen zur Fluchtmigration (ab 2022)

Seit 2015 stellt der Umgang mit Schutzsuchenden im Kontext von Grenzsicherungsfragen einen besonders 
sichtbaren Aspekt migrationspolitischer Debatten dar. Dabei zeichnet sich die deutsche Politik durch eine 
Tendenz zu repressiven Handlungslinien aus, die auf die 1990er Jahre zurückgehen. Zu nennen ist etwa der 
„Asylkompromiss“ von 1993, der einer nachhaltigen Verengung des Artikels 16 des Grundgesetzes gleich-
kam.12 Zugleich gelang es seither verschiedenen Bundesregierungen, ähnlich harte Entscheidungen vielfach 
zu umgehen, indem Fragen des Asylrechts zunehmend auf die europäische Ebene verlagert wurden. 

Fluchtmigration ist jedoch nicht gleich Fluchtmigration. In der politischen wie gesellschaftlichen Wahrneh-
mung werden Schutzsuchende höchst unterschiedlich bewertet. Nachdem sich der Sommer 2015 zu einer  
regelrechten Zerreißprobe für Politik und Gesellschaft entwickelt hatte, verlief die Aufnahme von mehr als 
einer Million ukrainischer Geflüchteter seit Beginn des russischen Angriffskriegs auf die Ukraine im Februar 
2022 weitgehend unproblematisch. Ermöglicht hat das die Aktivierung der europäischen Massenzustrom-
richtlinie. Deren erstmalige Anwendung schuf die Grundlage für eine schnelle und vergleichsweise humane 
Aufnahme: Schutzsuchende erhielten unmittelbaren Zugang zu Sozial-, Bildungs- und Gesundheitssystemen, 
ohne die Hürden des regulären Asylverfahrens durchlaufen zu müssen.

Vor der Schaffung des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems (GEAS) wurde die Zuständigkeit eines Schutz-
gesuchs von Geflüchteten bei der Einreise in den europäischen Schengenraum durch die Dublin-Verordnung 
geregelt. Dieses Regelwerk schrieb fest, dass der Mitgliedstaat, in dem eine geflüchtete Person erstmals euro-
päischen Boden betritt, für dessen Asylverfahren zuständig bleibt. Im Zuge des „Sommers der Migration“  
2015 wurde diese Praxis de facto außer Kraft gesetzt, womit zugleich die Notwendigkeit einer Reform offen
kundig wurde. Nach jahrelangen Blockaden, insbesondere durch osteuropäische Mitgliedstaaten, wurde 
2023 schließlich mit der Reform des GEAS eine neue Handlungsgrundlage geschaffen. Dessen Neuregelungen 
schufen erstmals die Möglichkeit, Schutzsuchende unter haftähnlichen Bedingungen außerhalb der EU fest-
zuhalten, wodurch der humanitäre Schutzgedanke zunehmend hinter das Ziel einer „Belastungsminimierung“ 

12	� Söylemez, Seçkin 2024: Brüche und Kontinuitäten im Migrationsdiskurs: Deutschland als postmigrantische Heimat?. Weltoffenheit, Toleranz 
und Gemeinsinn: Chancen und Herausforderungen in der Gegenwartsgesellschaft, Hrsg.: Anja Gampe and Seçkin Söylemez: transcript 
Verlag, Bielefeld, S. 163.
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für das europäische Asylsystem zurücktrat. FDP und Teile der SPD signalisierten Zustimmung, während ins-
besondere die Grünen massive Vorbehalte äußerten. Das am 6. November 2024 im Bundestag eingebrachte 
GEAS-Anpassungsfolgegesetz scheiterte am zeitgleichen Koalitionsbruch.

Parallel zu diesen europäischen Aushandlungen zeigte die Ampel jedoch, dass Deutschland – trotz des  
Bekenntnisses zu gesamteuropäischen Lösungen – durchaus zu nationalen Alleingängen bereit war, um  
ergänzende Maßnahmen zur Einschränkung von Fluchtmigration umzusetzen. Sichtbar wurde dies bei der 
Einführung bundesweiter „temporärer“ Grenzkontrollen im Sommer 2024. Zwar bestehen bereits seit 2015 
dauerhafte Kontrollen an der österreichischen Grenze, die Ausweitung auf sämtliche Nachbarstaaten mar-
kierte aber eine neue Qualität der Maßnahmen. Ursprünglich mit Verweis auf Sicherheitsrisiken im Vorfeld 
der Fußball-Europameisterschaft eingeführt, wurden die Kontrollen – trotz erheblicher Zweifel von Fach-
verbänden13 – auf Drängen von Koalitionspartnern und Bundesländern zunehmend mit dem Argument der 
Bekämpfung „irregulärer Migration“ verlängert. Damit verschränkten sich sicherheitspolitische Debatten und 
migrationspolitische Restriktionen in einer Weise, die für langfristige Weichenstellungen für die deutsche 
Grenzpolitik sorgte.

Das Ampelversprechen auf einen Paradigmenwechsel bei der Asylmigration wurde letztlich nicht eingelöst. 
Stattdessen wurden durchweg repressive Maßnahmen eingeleitet, die zentrale Anknüpfungspunkte für die 
Folgeregierung schufen – zumal sich Letztere in ihrem Wahlkampf insbesondere auf Grenzschließungen 
fokussiert hatte. Heute wird diese Linie fortgeführt und als sicherheitspolitischer Erfolg präsentiert, sie ist 
jedoch rechtlich problematisch. Das zeigt zum Beispiel eine Entscheidung am Berliner Verwaltungsgericht, in 
der die Zurückweisungspraxis in drei konkreten Fällen an der deutsch-polnischen Grenze als rechtswidrig ein-
gestuft wurde.14 Das Vorgehen belastet die innereuropäischen Beziehungen, insbesondere zu Partnerländern 
wie Polen. Dennoch deutet vieles darauf hin, dass Deutschland seine harte, konfrontative Linie in der Grenz- 
und Asylpolitik beibehalten wird. 

Migrationspolitik zwischen programmatischem Reformanspruch  
und restriktiver Steuerungslogik

Zusammenfassend lässt sich sagen: Die migrationspolitischen Maßnahmen der Ampelregierung bewegten 
sich in einem Spannungsfeld zwischen programmatischen Reformansprüchen und der Realität restriktiver 
Steuerungspraktiken. Zwar setzten die Reform des Staatsbürgerschaftsrechts, das weiterentwickelte Fachkräf-
teeinwanderungsgesetz sowie die konsequente Umsetzung der Massenzustromrichtlinie im Fall ukrainischer 
Geflüchteter zweifellos progressive Impulse. Dennoch bleiben die Reformen hinter den Ampelversprechen 
zurück. Vielfach liefern sie eher aufeinander aufbauende Handlungsschritte, die lediglich Detailfragen verbes-
sern, grundsätzliche Problemstellungen jedoch unberührt lassen. 

Demnach zeigt sich eine fundamentale Ambivalenz zwischen der Fortschrittsrhetorik der Ampel und den  
lebensweltlichen Folgen ihrer konkreten Maßnahmen. Während sich die Regierung programmatisch auf  
Modernisierung, Teilhabe und Anerkennung berief, haben viele ihrer migrationspolitischen Praktiken weiter-
hin Logiken selektiver Inklusion und ökonomischer Verwertbarkeit reproduziert. Diese Spannung verweist 

13	 Etwa die Gewerkschaft der Polizei: https://www.zdfheute.de/politik/deutschland/grenzkontrollen-polizei-gewerkschaft-migration-100.html 

14	� Tagesschau 2025: Zurückweisung Asylsuchender hinter Grenze rechtswidrig. https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/
zurueckweisung-grenze-rechtswidrig-100.html 
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auf die strukturelle Herausforderung, migrationspolitische Steuerung tatsächlich als Teil einer umfassenden 
Gesellschaftspolitik zu begreifen – eine Aufgabe, die über administrative Reformen hinaus ein tiefgreifendes 
Umdenken in Fragen von Zugehörigkeit und Gleichberechtigung erfordert. Die Reform des Staatsangehörig-
keitsrechts verdeutlicht dies exemplarisch. Während zentrale Elemente – etwa die Abschaffung der Options-
pflicht und die erleichterte Einbürgerung – Fortschritte darstellen, entstanden bis zum Koalitionsbruch immer 
wieder Spielräume für die politische Relativierung der Reform. Nicht zuletzt im Zuge gesellschaftlicher Kontro-
versen, wie der Nahost-Debatte, gelang es dabei, migrationskritischen Positionen – auch durch eine unreflek-
tierte Reproduktion boulevardmedialer Narrative wie etwa um einen „Import von Antisemitismus“ – weiter 
verschärfte Forderungen für Einbürgerungen in den Diskurs zu speisen. Das verstärkt die Wahrnehmung bei 
migrantischen Communitys, dass selbst die Staatsangehörigkeit eine Zugehörigkeit auf Abruf bleibt. 

Dabei beruht die Erwünschtheit weiterer Zuwanderung auf der Idee, klare ökonomische Anreize für Fach-
kräfte zu setzen – während sie darüber hinaus zu reduzieren sei. Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz zeigt, 
wie Migration unter ökonomischen Gesichtspunkten strategisch ausgeschöpft wird. Maßnahmen wie die 
GEAS-Reform machen dagegen die gegensätzliche Logik sichtbar: Hier werden Asylsuchende darauf reduziert, 
eine externe Belastung zu sein, was den humanitären Schutzgedanken einschränkt. Der restriktive Aspekt 
zeigt sich derweil nirgendwo so plastisch wie im Fall der bundesweiten Grenzschließungen 2024. Entgegen 
einer ursprünglich temporär angelegten Maßnahme zur Migrationskontrolle, unter unsicherer rechtlicher  
Legitimität, ist sie fester Bestandteil des neuen politischen Regierungskonsenses geworden. Dieser Kurs steht 
im deutlichen Widerspruch zu den europäischen Gemeinschaftswerten und dem Anspruch einer solidari-
schen Migrationspolitik. 

Regierungsübergreifende Trends der Migrationspolitik

Über das Reformfenster der Ampelregierung hinaus bestehen drei Trends, welche genauso das Handeln der 
folgenden Bundesregierungen beeinflussen. Erstens verläuft die Aushandlung der gesellschaftlichen Rolle von 
Migration zunehmend diskursiv. Unabhängig von den tatsächlichen Folgen etwaiger Maßnahmen werden 
diese zunehmend auf ihre politische Intention reduziert. Migrationspolitik wird zur Symbolpolitik, von der 
tieferliegende gesellschaftliche Problemstellungen unberührt bleiben. Zweitens besteht durch die nunmehr 
unumkehrbare migrantische Prägung deutscher Gesellschaftsrealitäten ein neuer politischer Selbstanspruch, 
die Interessen migrantischer Communitys im politischen Handeln zu berücksichtigen. Jedoch werden diese 
Interessen im Prozess selten strukturiert mitgedacht, weshalb die Maßnahmen in der Praxis häufig ins Leere 
laufen, etwa durch die Überforderung der ausführenden Bürokratie. Drittens hält der Trend der zunehmen-
den Europäisierung migrationsbezogener Entscheidungen an: Die Europäische Union übernimmt mehr und 
mehr Kompetenzen in Migrationsfragen und setzt Impulse für nationale Vorhaben. Es bleibt offen, ob sich 
diese Ebene empfänglicher für die konstruktive Aufnahme migrantischer Interessengruppen erweist.
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